
G e set z

vom . .1~•• ~~'.1~7P. , mit dem das Bundesgesetz vom 22 . Jänner 1969 ~

BGEl. Nr. 101/1969, über die Vermögenswerte nach den ehemaligen
Landkreisen ausgeführt wird.

Der Landtag hat beschlossen~

§ 1

Begr~ffsbßstimmung

Vermögenswerte im Sinne dieses Gesetzes sind solche,
die infolge der Auflösung der durch das Gesetz über den Auf­
bau der Verwaltung in der Ostmark (Ostmarkgesetz) vom 14. April
1939, deutsches RGBl. I S. 777, mit Zuständigkeit für Gebiets­
teile des Burgenlandes errichteten Landkreise im Burgenland
ohne Eigentümer sind. Dazu gehören nicht diejenigen Vermögens­
werte, die als Vermögen der kraft § 2 der Verordnung über die

Einführung fürsergerechtlicher Vorschriften im Lande Österreich
vom 3. September 1938, deutsches RGBI. I.S. 1125, gebildeten
Gerneindeverbände (Fürsorgeverbände) verwaltet werden.

§ 2

Rechtsträger der Vermögenswerte

Die unter die Bestimmungen des § 1 fallenden Vermögens­
werte sind kraft Gesetzes auf das Land übertragen.

§ 3
Bescheinigung des Rechtserwerts

Die Landesregierung hat über den Erwerb eines Vermögens­
werte.s eine Bescheinigung auszustellen, wenn eine Eintragung
im Grundbuch in Betracht kommt.
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§ 4

Rechte Dritter

Rechte, die einem Dritten an einem Vermögenswert zu­
stehen, werden durch die Vermögensübereignung nicht berührt 0

. § 5
Gebäude, in denen Dienststellen
oder Bedienstete des Bundes
untergebracht sind

Befinden sich in Gebäuden, die Vermögenswerte im Sinne
dieses Gesetzes sind, Dienststellen des Bundes, so werden ihm
die Gebäude tür die Dauer der gleichen Verwendung und der
gleichen Eigentumsverhältnisse, längstens jedoch für 20 J~lre

zur unentgeltlichen Benützung überlassenu

§ 6
Vermögensauseinandersetzung nach
ehemaligen Landkreisen mit einem
Verwaltungsgebiet aus Gebietsteilen
zweier Länder

D~s "Übereinkommen zwischen dem Bundesland Burgen-
land und dem Bundesland Niederösterreich über die Auseinander­
setzung des Vermögens der ehemaligen Landkreise (Gemeindever­
bände) Bruck a.d. Leitha, Eisenstadt und Ober}.Jullendorf" sowie
das l:tbereinkommen zwischen dem Bundesland Burgenland und dem
Bundesland Steiermark über die Auseinandersetzung des Vermögens
der ehemaligen Landkreise (Gemeindeverbände) Feldbach und
.Ihirstenfeld" werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

Daß dieser Abdruck mit dem vom Burgenländischen
Landtag am. 12. MAI 1BZD.__gefaßten Beschlu6
gleichlautend ist wird hiemit beglaubigt

Eisenstadt, am ,14. MAI 19~O ..



E r 1 ä u t e run gp ,..~...!:l:

A. Allgemeiner Teil .

Die ~undesregierung hat in ihren Erläuterungen zum
Bundesgrundsatzgesetz über die Vermögenswerte nach den ehe-

. "

maligen Landkreisen in Öste~reich zu deren' Rechtsgeschicht~

unter anderem. 8:~sgeführt: "Österreich \7ar nach s~iner 'Besetzung
durch das Deutsche Reich durch das Gesetz Über den· Aufpau der
Verwaltung in d~r Ostmark (Ostmarkgesetz) vom 14. April 1939,
deutsche s RGBlo ISo 777, mi t \lirkung VOiJ 1 0 Mai 1939. in
:sieben Reichsgaue (,rien, Kärnten, Niederdonau, Oberdonau,
Salzburg, Steierraark und Tirol) und einen selbständigen Verwal­

tungsbezirk (Vorarlberg) aufgeteilt worden (§ 1)0 Die Reichs­
gaue wiederum wurden durch dasselbe Gesetz in Land- und 8tadt­
kreise gegliedert (§ 9 Abs. 1)0 -Die Landkreise waren staat­
liche Verwal tungsbezirke und SelbstvarvlB.ltungskörperscbafte:p.

. (§ 4I!l' Abs. 2). An der bi.d tze des Landkreises stand der Landrat,

der sowohl die gesamte staatliche Verwaltung in der Stufe des
Kreises im Rahmen der bisherigen Zustandickeiten als auch die
Selbstverwaltung des Landkreises' führte (§ 9 Abs. 3,. § 10Abs 0 1
und 12 Abso 1)0 Als Selb'stverwaltungskörperschaften hatten die

Landkreise öffentliche Aufgaben unter eigener Verantwortung zu
erfüllen. Als solche waren sie juristische Personen und be­

saßen Vermögen ..
Nach § 7 Abs. 2 der Ersten Verordnung zur Durchführung

des Ostmarkgesetzes vom 10. Juni 1939~ deutsches RGBlo I
~. 995, übernahmen die Landkreise als SelbstverHaltungskörper­
schaften auch die AU1gaben der Gemeindeverbände, die durch § 2
der Verordnung über die 'EinfÜhrung füroorgerechtlicher Vorschrif­
ten im Lande osterreich vom '3. September 1938, deutsches RGBlo I

So 1125, zur ErfÜllung der Aufgaben der äff.entlichen Fürsorge
gebildet worden waren (Bezirksftirsorgeverbände).

Nach .ß_~.r~.)tE?~ndj.~il.ß der de~~...<?l·~~.E_.Ji~ ..~etzung wurden das
.Ostmarkgesetz und damit auc~ die Insti~_~~JEn der Landkr~jse

durch Art. ]_~~....~_ ...9.es Verfassungs-Übe~.l.e.~ ..t.uE.gsge.setzes ,
StGB1. :Nr. 4!~_~45J~. mit ~ irkung vom 1 o~ ,J';I~i _1945 aufgehoben .. Das
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Behörden-Überleitungsgeset"z vom 20;,. /Juli 1945, stGB1. Ur. 94,

bestimmt wohl in seinem § 8, daß 'die von ·den, Landkreisen ge­
führte Selbstverwaltung in jedem Verwaltungsbezirk auf die

'Provisorische Bezirksvertretung (Bezirksausschuß) übergeht.
Diese Bestimmung wurde jedoch niemals durchgeführt, w.eil das

im § 33 der Vorläufigen Verfas-sung 'vom 1. Mai 1945, stGBl. Nr. 5,
vorgesehene' besondere Gesetz über die Errichtung der 1?roviso­
rischen Bezlrksvertretungen und Bezirksausschüsse nicht erlas­
sen wurde. Da aber ebe~sowenig, über die Rechtsnachfolge'in das
ehemalige Landkreisvermögen eine gesetzliche Regelung getrof­
fen \mrde, müssen die dazu gehörenden Vermögenswerte heute
wohl als "ßubjektlose.s il , nicht aber als aaneignungsfähiges"
Gut angesehen werden. SIe bestehen ni.cht nur aus Liegenschaften
(darunter auch Amtsgebäude; Krankenanstalten, Land-und Feirst­
arbeitersiedlungen), sondern unter anderem auch aus Betrieben,
Beteiligun~;en an solchen~ Bargeld, f3pareinlagen 7 Wertpapieren,
Forderung~n Ul1t! schließlich auch aus :Jinrichtungsge~enständen

und Maschinen.;l

Die Verwaltung des Landkreis·veri:J.ößens wird heute in
d~n ~inzelnen Ländern verschiedentlich besorgt.. Im Burgenland
wird' das gesamte Land~reisve~mögen durch das Land verwaltet,
das im Jahre 1951 zum öffentlichen Ver\;alter di,eses Vermögens
bestellt worden ist.

IUl Raume Fien bestanden in seinen jetzic;en Grenzen
niemals Landkreise. \lien ist daher zu einer Hegelung dieses
lPragenkomplexes nicht genötigt ..

Die Bundesregierung fährt in ihrem geschichtlichen
Überblick über den Werdegang des Bundesgrundsatzgesetzes fort:
"Das Bundesrniniste'rium für Finanzen hatte berei ts im Jahre 1961
den Entwurf eines Bundesgesetz.es zur HeL~elung der verrJögens­
rechtlichen Angelegenheiten ·der ehemali()en Landkreise ausgear­
beitet und versendet. Dieser Entwurf ging von der Ansicht aus,
daß die gegenständliche Materie unter den Kompetenztatbestand
"Zivilrechtswesen ii (Art. 10 Abs. 1 Z.. 6 des B.-VG.)falle und
daher sowohl die Gesetzgebung als auch die Vollziehung Bundes-
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sache sei. Der Gesetzesentwurf" des Bundesministeriums,.für ,f'inan-
.;:

zen wurde jedoch von den in erster Linie interessierten Läncern
abgelehnt insbesondere weil diese d:ie Gesetzgebungskompetenz auf
dem in Rede stehenden Gebiet für sich in Anspruch na~Qe~. Im
Verfahren nach Art. 138 Abs. 2 B.-VG~ hat schließlich der Ver­
fassungsgerichtshof mit seinem, Erkenntnis vom 12. Dezel!lber 1963,
Zahl K JI - 5/63 (S19 • Nr. 4615), fe s tge s t e 11t, da13 die Re g e:l:-ung
der vermögensrechtlichen Angelegenh~iten der ehemaligen Land­
kreise in Qsterreich eine Angelegenheit der :iOrganisation der

VerHaltung in den Ländern"nach Art. 12 Abso 1 Z. 1 des B.-VG.
ist.

Nach ·dieser verbindJ..:ichen Klärung, d~r Kompetenzfrage
wurden von den .ämtern der V'~.,arlb~rger, der ~Tiede;röste:r:reichischen

und der 'Burgenländischen Landesregierung Husterent.würfe eines

Bundesgrundsatzgesetzes ausg.earbeitet 0 Diese wichen .je~och in
nicht unwesentlichen Punkten voneinander ab. Im Februar 1966

- ~ .

legte schließlich die Verbindungsstelle der Ö.sterreichischen
Bundesländer den neuerlichen Husterentw.u:rf. eines GrundsatzB~.­

setzes ver, der nach Angaben der Verbindungsste1le die Zustim­
mung aller Ämter der Landesregierungen.gefunden.hat.

Unter Berücksichtib~ng di~8es idusterentwurfes sewie

der vom Bundeskanzleramt (V6'rf"assungsdie~8t) uniJ den Bunde's­
ministerien für Finanzen und für Justiz ~iezu abgegebenen Stel­
lungnahmen hatte das nach § 3 Abs. 2 deß Behörden-überleitungs­
ges'etzes im,. Gegenstand führende Bundesiilinisterium f~ Inl~a

neue Entwürfe ausgearbei tet und zur allßedeinen Be'gu~ac~ltung

versendet (Rundschreiben vom 1'0. Uärz 1967, Zl. 271.• 668-30/67,
und vom'30. April 1968, Zahl 203.298-30/68). Die :r...anaer und die
im Gegenstand unmittelbar beteiligten Bundesressorts (Bundes­
kanzleramt sowie Bundesministerium für F~nanzen und für Justiz)

. hatten überdies Gelegenheit, bei einer Tagung, die am 18. April

1968 im Bundesministerium f~r Inneres stattfand~ ihre Einwen­
dungen und l~nderungswünsche auch mündlich vorzubringen. Ein
revidierter Gesetzesentwurf, der das Ergebnis der Tagung ent­
sprechend berucksichtigt, wurde mit Rundschreiben des Bundes-
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~i:p.i~terium.s .für .Inneres vom 30 •. AP.ril 1968 J Zahl'2Ö3.2·98-30/68,

an .al.le Bundesmiriisterien,alle Ämter' der Landesregi'erungen,

die Verbind.ungsstelle der ~sterreichischen,Bundesländer, den

Österreichischen-. Gemeindebund" und den Österreichischen 'Städte­

bund zur neuerlichen Stellungnahme versendet. Auch die in diesem

B~g~tacht'lUlgsverfahrenvorgebrachten Jl:inwendungen und Ergänzungs­

vorschläge sind in der gege.nständlichen Hegierungsvorlage so-

we:i t wie ~ur möglich berücksichtigt. Insbe·sondere ist im Sinne

der ii,be.reinstimuenden Länd'erwqnscheim § 2 grundsätzlich vorge­

s~hen, daß die Vermögenswerte nac~ ,einem Landkreis auf das ~and

_~g_~~ auf Gelileil1:den uder Gemeindeverbändedes Landes, die' im ehe­

mal.~~enGe~iet des Landkreises li·eJe,h, zU: übert-ra:gen oder ~ter

." die~en .Kö!,perscha:ften aufzÜteilefr sind .;; .'
.: .

" . Auf ,q,rund des ·me~a:ch genanntei:l Bundesgrundsatzgesetzes

ist n~ehr. d?s entspreche~hde'Land esaus fi.lhrungsge setz z~' 'er~'
lassen.

,Di.e. beoonderen. Schwierigkeiteneinerbefried'igenden
. "

.r,e:~:q.tlichen Lö·sung des LandkreisverTilögens im Burgenland lagen

, ~.~. de! seinerzeitigen Aufteilung des Lcul(les auf9.ie 'angr~n~enden

Bund eS,länd.er • Sieht, man von der nicht ins Gewicht fallenden
. . ,

Ge,bie.tsveränd~lrWlg des Landkre ises :8isenstadt II der sich aus.. .
den heutigen :Oe~irken Eiseturtadt~Umgeburig,und lilattersburg sowie

aus den (dama.ls nicht mehr}'FreistädtenEisenstadt und Rust'

zusammensetzte - . nämlich der Ausg!iederung' Neudörflsaus" cl.em
Landkrei§ Eisenstadt und, Eingliederung in: den Landkrei"s": ~li'ener

• •• I' _." ' ••

Neustad.t..- .. ,ab 9 . BO' befand.ensieh überhaÜp't···nur zwei Landkreise
. ,. ,.,

a~f ausschl'ießlich. burgen:ländischem 'L'ahdes'gebi'et '9 näml'ich die
".;, Landkreis Et....Eisenstadt und Oberwart· ...·All's' anderen Landesteil'e

war'eni;~e~ta~dteile von Landki-e:l sen 9 die'mit ihrem 'Gebiet··:.je~~:
~leils Gebietst.eile zVleier Länder erfaßtena . .,,":.. : ' !

, , Konnten sich daher die Länder 7 bei denen 'LandeSg'ebi~~
und .Landkreisgebiete sich' deckten, mit der "blo-I~EHi' Übereignilii.g
des .Vermögens ·der ehemali~nLandkreiS.e.b.egriügen.mußte..lm. :.
Burgenland 'jedweder Übereignung unbe·di'ngt eine befriedigende
V,ermöge!l:sauseinandersetzung mit den Ländern Hiede'röst'e:rreich und

Steiermark vorausgehen.
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Um den für den Gesetzgeber hiebei nicht voraussehbaren
Schwierigkei~en auszuweichen, schlug das Burgenland seinen Nach­
barländern eihe der· gesetzlichen R~gelung Vorangehende vertrag­
liche Bereinigung vor. Tatsächlich setzten sich die drei Länder
Burgenland, Niederösterreich und Steiermark an den Verhandlungs­
tisch und es kam na.ch mehrfachen intensiven Beratungen und
eingehenden Erhebungen zu'einem Läriderübereinkommen zwischen
Burgenland und Niederösterreich einerseits und Burgenland und
Steiermark andrerseits über die Aufteilung des Vermögens nach
jenen Landkreisen, die mit ihren Gebieten ehedem zwei Ländern
angehörten. In diesen Vereinbarungen vmrden aber aus der Not­
wendigkeit einer umfassenden Regelung nicht nur Fragen des
Landkreisvermögens im Sinne des § 1 des Gesetzes behan~elt (sozu­
sagen Landkreisverr.:tögen im engeren Sinn)? sondern auch solche
des Fürsorgevermögens dieser Landkreise als Gemeinäeverbände.

B. BesondererTe~l

§ 1 ist seinem Vfortlaut nach dem Bundesgesetz entnommen.
Zu diesem Paragraph führen die Erläuterungen der Bundesregie­
rungsvorlage an den Nationalrat aus ~ '1~ei der Abgrenzung des
sachlichen Geltungsbereiches war zu· berücksicht1.gen, daß das
Vermögen der Landkreise. in dem langen Zeitraum, der .berei ts. seit
deren· Auflösung vers.trichten ist, zum Teil mannigfachen Ver-:­
änderungen unterworfen war~ Durch Rückste~lungen und ~onstiges

ersatzloses Ausscheiden von V~rmögenswerten wurde es v.~rkl~inert,

durch Zinsen und andere· \lirt-schaf:tßerfolge .verg·~ößert und durch
Vermögensumwandlungen überhaupt~. in·seiner Form veränder~. Di.esen
Umständen will der vvrliegende Gesetzesentvrurf dadurch Rechnung

tragen, daß al~ - beweglichen und Unbeweglichen - Vermögens­
werte, die infolge der Auflösung der' Landkreise heute IIsubjekt­
los", demnach ohne Eigentümer sind, erfaßt werden. Es handelt
sich also hiebei um:
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1. Vermögen~~erte~ die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Verfassungs-Uberleitungsge,set'zes (1. Hai 1945) UT;td. der da­
durch bewirkten Auflösung der Kreisv~rwalt:ung im Eigentum

". . ,

eine~ Landkreises stand'e:n" soweit sie nicht später - ,sei es
durch ;Re'c'htsgeschäfte, sei es durch behördliche Verfügungen ­
i:o.-, das'Eigentum einer natürlich~n. oder juristischen Person

übergegangen sind;
2. Die Erlöse, die aus einer nach dem 300 April 1945' verfügten

Veräuß~rung eines solchen Vermögenswertes 8~amme:q. und
gleichfall~ noch keiner anderen ~erSon gehören, gleiches gilt
auCh bei einer mehrmaligen Vermögensumbildung (z. Bo wenn
eine ehemals einem Landkreis gehörende Liegenschaft nach der
Auflösung der Landkreise' vom geriohtlich bestellten ~urator

veräußert und' von diesem Erlös wiederum eine Liegenschaft
, -

angekauft wurde); .
3. die Erträgnisse und der Zuwachs (Wl6 vor allem Zinsen) der

in den Z. 1 und 2 genannt~n Vermögenswerte 9 jedoch auch nur
insoweit, als sie ohne Eigentümer geblieben sind.

Nicht. erfaßt werden die Vermegen der ehemaligen Stadt­
kreise, weil diese (nämlich Graz~ Klagenfurt 9 Villaeh, IlillS­

bruck_7 Salzburg,. _Linz, steyr, st. Pölten" Wiener Neustadt und
Krems) mit den heutigen gleichnamigen statuta:rstädten' ident ,
sind und somit die Auflösung der Kreisverwaltung keinen Einfluß
aut das Vermögen dieser Städte hatte .•

Naoh Ansicht der Bundesregierung_ist es notwen(Ij.;g,
im Zusammenha~g mit der Frage,. welcne Vermögenswerte infolge
de~ AuflösUI:Lg., der Landkrei se .heute. ohne l;igentümer sind, auch

auf die Pro1?le.matik der .~ürs..9rgeverb~~.ß.~. ein.zugehen: .
Durch § 2 der VeroTdnung .. über di? Einführung füxsorge­

re~htlicher,V,orsqhr~ften im ):'ande, Österreich vom 3. Sepj;eLlber
1938.9, deutsches RGBlo. I S•.~ 125, wurden die Aufgaben, ·der öffent­
lichen Fürs9rge Landesfürs~rgeverbändenund Bezirksfürsorgever~

bänden übertragen (Aba. 1), welche letztere durch die ~tadt­

kreise und durch Gemeindeverbände 9 die sich mit dem Verwaltungs-
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bezirk ihrer- Bezirkshauptmannschaft deckten 9 gebildet wurden.
Wie bereits im Allgemeinen 'l'eil der Erläuternden Bemerkungen
ausgeführt wurde, Übernahmen nach § 7 Abs. 2 der Ersten Verord­
nung zur Durchführung des Ostmarkgesetzes die Landkre ise als
Selbstverwaltungskörperschaften auch die Aufgaben dieser Gemein­
deverbände I» "'eder im Ostmarkgesetz selbst noch in einer der zu
seiner Durchführung oder Ergänzung erlasse,neu Verordnungen wurde
aber ausdrücklich die Auflösung der Bezirksfürsorgeverbände
und die Übertragung ihres Vermögens in die Landkreise verfügt.
Lediglich der an' die .Landeshauptmänner der Ostmark gerichtete
Runderlaß des ehemaligen Reichsministers des Innern vom ~

11. März 1940? V a 5434/30/1039" bej'ahteinseinem Abschnitt B
z. 2 die Auflösung der Bezirksfürsorgeverbände, und zwar mit
folgenden Worten:

"In den Angelegenheiten, die dera Landkreis als
Bezirksfürsorgeverband übertrage.n sind~. wird .. ' Der Land­
rat' gezeichnet. Dabei wird bemerkt, daß der Bezirksfür­
sergeverband heute als selbständige Rechtspersönlichkeit
nicht mehr besteht. Der Bezirksfürsorgeverband ist viel­
mehr nur noch ein Tätigkeitsgebi,et, des Landkreises. Daraus
felgt insbesondere, daß für aas Rechnungsjahr 1940 ein
besonderer Haushaltsplan für' den Bezirksfürsorgeverbana
nicht mehr aufzustellen ist. Der Haushalt des Bezirksfür­
sergeverbandes ist vielmehr Einzelplan im R~hmen des Haus­
haltsplanes des Landkreises."
(Abgedruckt bei Pfeifer, Die 'Ostmark, S 611 f.)

Auch Pfeifer selbst (a.aoO.S. 430, Anm. 3) wie auch
Krug:von Nidda in dem von Pfundtner und Neubei't herausgegebenen
Sammelwerk "Das neue Deutsche Reichsrecht , Ausgabe österrei:ch tl

(IV':c 7 S.. 4, Anm. 4) hielten bei der Kommentierung des bereits
zitierten § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Einführung fürsorge­
rechtlicher' Vorschriften im Land Österreich fest, daß an Stelle
der G'eme'indeverbände die Landk!eise getreten si'nd.

"Auc'h 'in der öst~r~e'i'chischen'Lit~ratu'r Wurde: riach '\945
zum überwiegenden Teil die Ansicht vertreten, daß die Gemeinde­
verbände hinsichtlich ihres Vermögens, ihrer Angestellten und
ihrer Aufgaben in den Landkreisen aufgingen und damit ihre selb-
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ständige Rechts.persönlichkei t verloren. niese Auffassung 9 der
sich 'auch die' Bundes'regierung 'an'schließt~ vertreten vor allem
Fritzer ("Die Rechtsnachfolge nach den ehemaligen Landkreisen
als Selbstverwaltungskörperschaften" , JElo 1949, S. 387 ff),

Schuhmann_ ('·Die .Bezirksfiirsorgeverbände ... ihr Anrecht auf die
Verwaltungsstrafgelder , JB1. 1951 ,.S. 281 ff), Feuchter (,r Gibt
es heute noch Fürsorgeverbände?" , JBl. 1952., S. 5 ff) und Koja
("Die Träger der öffentl~chenFürsorgeil9Zeitschrift ftir'Arbeits-

. 'recht und Sozialrecht 1967, S. 161 ff.). Lediglich Bräuerge-
.langt in ihrer Abhandlung ;'Die Rechtspersönlichkeit der Bezirks­

fürsergeverbände (JEl. 1957, So 62 ff.) zu dem Ergebnis '. daß
durch das Ostmarkgesetz "eine Änderung hinsichtlich der Rechts­
subjekte. in der öffentlichen Fürsorge nicht bewirkt" wo:r;den.
sei, daß vielmehr die Gemeindeverbände 'und Stadtkreise auch
weiterhin als Bezirksfürsorgeverbände Iifungiertlt hätten. ~ine

ähnliche Auffassung hat allerdings auch der Oberste Gerichtshof
iil' seiner E!l:tscheidurig vom 17 •. Dezember 1958, ~)z. xXxr/t54 ,
vertreten.

Das Verfassungs-.Überleitungsgesetz von 1945 hat. ..wohl
- wie bereits im Allgemeinen Teil der Lrläuternden Bemerkungen

, .
erwähnt. - durch seinen Art. 3 ~~. 2 ,das Ostmarkgesetz '~q. dami t
auch die Institution der Land~ und ,Stadtkreise aufgehoben, ohne
aber die Rechtsna.chfolge in das Vermäg'en, der Landkreise zu
re.geln oder Verfügungen bzw . Feststellungen über das rechtliche
,Sch~ck:sal der Bezirksfürsorgeve~"b.ändezu treffen. Als Folge des­
~en wurde in Lehre und Rechtsprec~~g die Frage nach der derzei-

, .
tige.n Existen.z der Bezirksfürsorg~verbänd,enicht e~nheitlich be-
antwortet:

Adamovich hat in seinem Handbuch des österreichfschen_.---,..-..,-- -_....~ . .. .
, -

Verwaltungsreclltes (5. Auflage), au~ de.m § 5 des V,orlä~figen

Gemeindegesetzes gefolgert, daß "heute die Gesamtheit der
Ortsgemeinden des Verwaltungsbezirkes 'i'räger der Fürsorgever­
waltung in diesem Bereich ist, die Bezirksverwaltungsbehö~de

aber berechtigt und verpflichtet ist? für diese Gemeinden die
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Aufgaben zu besorgen, die das Gesetz derJ ~.?-)~ächlich nicht

bestehenden Bez~i,~ksfürsorge.verbandübertragen hat" . (2. Band,

8.38, Anm. 2)0 In·einem gewissen v1iderspruch hiezu führt aber

derse~be in seinem - von Spanner in 5. Auflage neu herausgege­
benen - Handbuch des österreichischen Verfassungsrechtes aus,

daß mangels Einrichtung der im §'33 der Vorläufigen Verfassung.
in Aussichtgenownenen Bezirksvertretungen die Rechtslage der­
zeit vollkommen ungeklärt sei (S. 282)0 Denselben Standpunkt

vertritt Rfa~~1-~ in seinem Kommentar ,i Die Finanzausgleichsge­
setzgebung 1948/5811 (2 0 Aufl., S. ·8 ff) 0

Bräuer hingegen nimmt in ihrer bereits erwähnten Abhand­
lung in Kon$equenz ihrer Auffassung, das Ostmarkgesetz habe

It eine Änderung hinsichtlich der Rechtssubjekte in der öffent­
lichen Fürsorge nicht bewirkt lJ , den rechtlichen Fertbestand

dieser Verbände als gegeben an. Demgegenüber gelangen Schuhma~

und Feuchter in ihren bereits zitierten Abhandlungen zu dem Er­

gebnis, daß die Fürsorgeverbände 1945 nicht wieder errichtet

w~rden seien. J~~~~~ und Ko~ vertreten an den angeführten
Orten schließlich den Standpunkt, daß die Bezirksfürsergever­

bänd.e wohl durch das Ostmarkgesetz aufgehoben, jedoch durch

Art. 5 des Vorläufigen Gemeindegesetzes mit vlirkung vom

15. Juli 1945 wieder geschaffen worden sindo
Die Höchstgeri.chte haben in ihrer Rechtsprechung sei t

1945 die Existenz der Bezirksfürsorgeverbände als juristische
Personenanerkam1t:

Der Oberste Gerichtsh""f hat wohl zunächst in seiner

Entscheidung vom 8. Juli 1953, sz. X~~I/182? diese Ansicht abge­
lehnt, später aber den gegenteiligen Standpunkt bezogen und in

seiner berei ts zi tierten Entscheidung vom 17. De·zember 1958?
sz. XXXI/154, ausgeführt.? daß durch das Ostmarkgesetz wohl die

Aufgaben der Bezirksfürsorgeverbände auf die Landkreise über­
tragen wurden, die Verbände selbst aber weder durch die Errich­

tung noch durch die Beseitigung der Landkreise in ihrer recht­
lichen Existenz berührt worden seien. Auch der Verfassungsge­

richtshof ist in seinen Erkenntnissen Slg. Nr. 2842/1955,
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2843/..1955, .3019/1956, 3045/1956, 3507/1959 ,. 3987/1961 und

4615/1963 von der Existen.g; yon Be.z:\.r~sfi,irsorg~ve~1;>ä:p.d~1J.."ausge­

gangen, ohne sich allerdings näher mit dem Problem, zu befassen.
Im Erkenntnis Slg. Nr. 3076/1956 hat er die Frage nach dem '.

·rechtlichen Bestand von Bezirksfürsorgeverbänden ausdrücklich
offengelassen, im Erkenntnis Slg.'Nr. 4744/1964 hingegen die

Beschwerdeberechtigung und damit den R~chtsbestand 'eines Bezirks­
fürsorgeverbandes ausdrücklich anerkannt 0" Desgleichen hat der

Verwaltungsgeriohtbllof in seinen Erkenntnissen Slg. NI'. 2452 A/
1952 und 2599 A/1952 stillschweigend, in aen Erkenntnissen
Slg. Nr. 3709A/1955" 3935 A/1955 und 4155 A/,1956 'ausdrücklich

Beschwerdeberechtigung und rechtliche Existenz der Bezirksfür­
sorgeverbände anerkannt. Im Erkenntnis Dlg. Nr. 4155 A/1'956

bezeichne'te er überdies den Beschwerdeführer'mit "Gemeinde­
verband als BezirksfürsorgeveI'bandi1

•

Von der aufrechten Existenz der Bezirksfürsorgeverbände
ist auoh die Bundes'regierung ausgegangen, wenn sie in ihrer

Kundmaphung vom 23. l;iai 1950, BGB1.N"r. 172, den § 15 de~ Ver­
waltü'ngsstrafgesetzes mit folgender Fassung neu verlautbart hat:

"Geldstrafen sowie d'er Erlös verfallenerGe~
genstände fließen, sofern die V-erwaltungsverschriften
nichts anderes bestimmen, dem,Bezirksfürsorgeverband
zu, dem der Ort, wo die Verwaltungsübertretung"began-
genwurde~ angehört. 11 '

Im gleichen Sinne bestimmt das oberösterreichische Landes­

gesetz vom 18. Mai 1949, LGBl. Nr. 53, betreffend die Weiter-
. ~ , . .

ge,l tung des Fürsorgerechtes 11"4 Lande Oberösterreich, in seinem

Art. I," daß alle Bestimmu~gen weitergetten "mit der Feststellung,

daß der BezirksfÜI'sorgeverband (Art. 5 des Vorläufigen Gemeinde­

gesetzes, StGBl. Nr. 66/1945) ein Ortsgemeindeverband (§ 15 ff

der oberösterreichischen Gemeindeor'dnung, LGBlo N'r. 23/1936)
ist 11

Zusammenfaseend ist daner zu sagen, daß nach Ansicht
der Bundesregierung die'Gemeindever1?ände als die Träger der öffent­

lichen Fürsorge im Bezirk wohl durch das Ostmarkgesetz besei-



- 11 -

, tigt, durch die Vorläufig~ Gemeindeverfassung aber mit Wirkung
v-wnl 15'0 Juli 1945 - allerdings nicht in Hechtsnachfolge nach
den ehemaligenLandkreise~- wieder errichtet worden sind. Sie
konnten daher :nach diesem Zeitpunkt Rechtsgeschäfte abschließen

. ~ .
Und auch wieder eigenes Vermögen erwerben. ~ieses ist also
nach dem Gesagt'en nicht 11 ohne Eigentümer il und wird daher nach

, "

der, ,im § 1 des vorliegen~el1 ,Geset.zentwurfes gegehenen Begriffs--
bestimmung von der angestrebt~n Regelung des 'ehemaligen Land­
k~eisvermögens nicht erfaßt. Angesichts der in der Lehre vertre­
tenen diverg~erendenMeinungen über, dieses Problem ~ält es die
Bunde'sr,egierung ~ür zweckm~ßig, wenn 'duroh eine de~laratorische

Bestimmung im, Gesetz authentisch' klargestellt wird, daß Vermö­
genswerte der BezirksfürseTgeverbändenicht zu den Vermögens­
wert~n im Sinne des-' gegenständlichen Geset~e's gehöre~.n:

§ 2~ Der Eigentums"übergang auf 'einen neuen Rechtsträger
erfolgt kraft Gesetzes und Bedarf daher keines formellen Uber­
tragungsakte,s 0 Neuer Rechtsträger des bisher subjektlosen Ver-

. ,

mögens ist allgemein das Land, da auch die Landkreisaufgaben
, .

wieder Landessache geworden sind.
Das Vermögen betrifft Liegenschaften und Barg~ldo Zu

den'Liegenschaften zählen die Altb~zirksha~ptm~schaftNeusiedl
am S:ee, die Bezirkshauptmannschaft OberJ.Jullendorf und die Schloß­
ruine und der Schloßpark in Rotenttirm an der Pinka. An Bargeld

: . '

kommt in Betracht ein Betrag v,n S 4~~OO.009.--, der jedoch in
. . ~. . ': : '. . . .

~ieser F_rm nicht mehr vorhanden ist sowie F~rderungen nach der
mehreren "L~ndkreisen gerne insamen Tierkörp'erverwertungsans'tal t

in Soll~nauini Betrage' von S '59.- ~O~. -- 0 ,')ei ters k,mni.en hil'izu
Pfandbriefe im Nominale von-S565~OOOo~-, die mittlerweile 'ein­
gelöstwurdeno

, , ,

§ 3: 'Die Bescheinigung stellt keine Ve~t~~~~urkunde dar.
Denn der Rechtserwerb durch das Land erfolgt unmittelbar aus dem
Gesetz. Wohl aber ist nach Allgemeinem Grundbuchsgesetz ein
schriftlicher Rechtstitelnachweis erforderlich, da die Eintra­
gung über Antrag erfolgen soll.
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"/', . .§ 5: .In der Altbezirkshauptmannschaft Neusiedl am $ee,

dievo~, Lanq nicht mehr'benützt wird 7 befinden sichE?eit Jahren
das Ge,ndarIIl:eriepostenkommando 'Neusiedlam See und das Bezirks-

. '. -
g.endarmerieko,mmando Neusiedl am 'See" Ihnen soll die Unterkunft

für ,längste~s 20 Jahre weiter gesichert sein. Das Benützungs­

recht erfließt ebenfalls unmittelbar aus dem Gesetz ..

§ ~~ V~n den hier in Betracht kommenden Landkreisen

hatten drei ihren Si tz in Niederösterreioh, bzw. Steie·rmark

und nur einer, nämlich der Landkr~is O"berpullendori', seinen

Sitz im Burgenland " ,Alle'· aber ,setzten sich nebst Anteilen

eines anderen" Landes auch aus ,bti.rg~nländischemLandesgebiet

zusamm~n.~Ohne·:Auseinandersetzung;:be8t~d für das Burgenland

die G~,~ahr der Enteignung.
Die Auseinandersetzung, die durch Länderübereinkommen

yorgenoP.lmen wurde, bestimmt, welche Werte den einzelnen Ländern

zugeordnet werden und welche einer Auseinandersetzung nicht

unterliegen oder auf deren Auseinandersetzung verzichtet.,wird,

Abwertung 'und Aufwertung des Vermögens, den Stichtag der.Er­

f~ssung, denäollstand des Ausmaßes, die AUlteil-q,ngsschlüssel,

die d~rc~ Veränderung der staatsgrenzen heTvorge,~u.fenen.·Ein­
flüsse auf die Verteilung ti.a.m. Diese Bestimmungen hätten

erschöpj'end im Gesetz getroffen werden müssen, was aber .. im

Hinbli~k auf ~elfälti~~' Sp~zialfragen und nicht '. vo:ra~s;se.hbare
Umstände, h~rvorgeruien durch den staat,erechtlich~:p.Urnb~uch,

.Kriegsereig;ni·sse und den z1e-i tiichen Abstand, ges~tzeste~hnisch
. ," w ., .'.. . .

nur allzu .schwer wirklich, befriedigend zu 'b.ewäl~~~~, ge,VI~~sen wäre,
weshal~~rauch Aufteilungsregeln in ähnlichen, schon bestehenden
Gesetzen bisher nicht aufscheinen.

~ Eine lnde~g der Übereinkomwen wird du~~~ di~ses Gesetz
nicht 'b~wirkt.


